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A. Einleitung: Als Bundesstaat in der Gemeinschaft 

1. Das Problem 

Die Ausführungen des Österreichischen Staatsrechtiers Hans Kelsen zur 
möglichen staatsrechtlichen Durchführung des Anschlusses Österreichs an 
das Reich beziehen sich ·auf die Situation von 1927; sie sind jedoch in ihrer 
Feststellung, die Bildung eines "dreistöckigen Bundesstaates" verursache 
eine "heillose Komplikation" und habe das Verschwinden oder zumindest 
die wesentliche Modifikation des bundesstaatliehen Charakters Österreichs 
zur Folge, auch heute noch in Hinblick auf die Situation der Bundesrepublik 
Deutschland in Europa anregend.1 Gerade dieses Bild schien Theodor 
Eschenburg vor Augen zu haben, als er sich während der Ratifizie-
rungsphase der Einheitlichen Europäischen Akte mit mehreren Beiträgen in 
die Diskussion um die Aushöhlung des föderativen Systems einschaltete, 
auftretende Verfassungskonflikte untersuchte und bewertete.2 

Die innenpolitischen Auseinandersetzungen um die Einheitliche Euro-
päische Akte waren der Beginn einer intensiv geführten Diskussion um die 
Funktion des Bundesstaats und die Rolle der deutschen Länder im 
Integrationsprozeß. Dabei wurden die politischen Konsequenzen für die 
verfassungsmäßig garantierte Eigenständigkeit der Länder thematisiert und 
Initiativen gefordert gegen Brüsseler "Kompetenzmaßnahmen und 
Kompetenzzentralisierungen".3 Offensichtlich erkannten die Länder nun 
ihre Chance, angesichts eines sich verstärkenden nationalen und su-
pranationalen Integrationsdrucks ihre Positionen und Erwartungen zu 

1 Kelsen, Hans: Staatsrechtli\=.he Durchführung des Anschlusses Österreichs an das 
Deutsche Reich, in: Zeitschrift für Offentliches Recht 6 (1927), S. 329- 352 (331). 

2 Eschenburg erteilt einem dreistufigen Bundesstaat eine deutliche Absage, vgl. Eschen-
burg, Theodor: Europäische Akte. Bundesstaat im Staatenbund. Bahnt sich ein Verfassungs-
konflikt an, in: Die Zeit v. 24.10.1986; Ders.: Der dreistufige Bundesstaat, in: Politik, Philoso-
phie, Praxis. Festschrift für Wilhelm Hennis zum 65. Geburtstag; hrsg. von Hans Maier, 
Ulrich Matz u.a. Stuttgart 1988, S. 349- 359. 

3 Stoiber, Edmund: Bayerns Stellung in Europa. Von den politischen Konsequenzen, in: 
Bayernkurier v. 17.1.1987; Text der EEA, in: ABI. 1987 Nr. Ll69; BGBI. 1986 ß, S. 1102-
1115; BuiiEG Beil. 2/86; zum Grundsatz der Bundesstaatlichkeit, vld. BVerfGE 1, 10, 14 (34); 
36, 32, 342 (360 f); vgl. auch Vitzthum, Wolfgan~ Graf: Bericht. Oie Bedeutun~ gliedstaatli-
ehen Verfassungsrechts, in: Ders., Bernd-Christtan Funk, Gerhard Schmid: Dte Bedeutung 
Jdiedstaatlichen Verfassungsrechts in der Gegenwart. Berlin, New York 1986, S. 7- 56 (12, 
28). 
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verdeutlichen.4 Der Bundesrat machte daher seine Zustimmung zum Ver-
tragswerk von der rechtlichen Verankerung über Einrichtungen und Ver-
fahren zur Mitgestaltung der Europapolitik durch die Länder abhängig.5 

Die Tatsache, daß sich die Bundesländer in weiten Teilen mit ihren Vor-
stellungen durch die Einfügung eines Artikels 2 im Zustimmungsgesetz 
durchzusetzen vermochten, 6 wird durch den Grundsatz der Kompensation 7 

in seiner Bedeutung sicher nicht abgedeckt, weil die Frage bleibt, welche 
Rückwirkungen die Vertragsänderungen auf den Gebieten Währungs-, So-
zial-, Wirtschafts-, Forschungs- und Umweltpolitik auf den Charakter der 
Gliedstaatlichkeit haben werden.8 Das EG-Recht hält überdies keine Me-
chanismen bereit, um integrationsbedingte Kompetenzverluste der Länder 
aufzufangen,9 da es die Länder und Regionen als föderale Teileinheiten mit 
eigener Zuständigkeit innerhalb der Gemeinschaft nicht gibt.10 

4 Den Bundesländern wurde vorgeworfen, sie hätten sich bis zur RatifiZierungsphase der 
EEA zu passiv verhalten; so auch Jacques Delors beim Treffen mit den deutschen Minister-
präsidenten am 19. Mai 1988 in Bonn, vgl. dazu EG-Nachrichten. Berichte und Informationen 
(hrsg. vom Presse- und Informationsbüro der Kommission der EG, Bonn) Nr. S v. 245.1988. 

5 Zu den Stellungnahmen der Länder, BR-Drs. 150/1/86; 150/2/86; 150/3/86; 150/86 
(~hluß); 600~1/86; 600/86 (Beschluß); vgl. auch BR 564. Sitzung v. 165.1986, S. 2990 -
308B, BR 572. Sitzung v. 19.12.1986, S. 693D - 6980. 

6 Zustimmungsgesetz vom 19.12.1986, BOB!. 1986 II, S. 1102 f; aufgrundvon Art. 2 Abs. 
6 EEAG kam es zur "Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und den Regierungen der 
Länder über die Unterrichtung und Beteiligung des Bundesrats und der Länder bei Vorhaben 
der Europäischen Gemeinschaften in Ausführung von Art. 2 des Gesetzes vom 19.12.1986 zur 
EEA vom 28.2.1986", abgedr. in: Bundesländer und Europäische Gemeinschaft; hrsg. von 
Siegfried Magiera, Detlef Merten. Berlin 1988, Anhang S. 263 - 267. 

7 Zum Grundsatz der Kompensation, Ress, Georg: Die Europäischen Gemeinschaften 
und der deutsche Föderalismus, in: EuGRZ 13 (1986), S. 549 - 558 (SSS); Blanke stellt die 
Frage nach dem Maßstab für die Reichweite gebotener oder noch möglicher Kompensation, 
Blanke, Hermann-Josef: Die Bundesländer im Spannungsverhältnis zwischen Eigenstaatlich-
keil und Europäischer Integration, in: Gegenwartsfragen des öffentlichen Rechts; hrsg. von 
Dirk Heckmann, Klaus Messerschmidt. Berlin 1988, S. 53 - 81 (73 f); zur Vorsicht mahnt 
Vitzthum, S. 45; ähnlich Delors, in: EA 43 (1988), D 443; auch nach Ansicht von Kruis sind 
Kompensationen im Bund-Länder-Verhältnis eine Frage möldicher Surrogation, Kruis, Kon-
rad: Variationen zum Thema Kompetenzkompensation, in: Verantwortlichkeit und Freiheit. 
Die Verfassung als wertbestimmte Ordnung. Festschrift für Willi Geiger; hrsg. von Hans 
Joachim Faller u.a. Tübingen 1989, S. 155-178 (173). 

8 Zu den Politikfeldern und Zielen sowie die institutionellen Veränderungen durch die 
EEA, vJd. Blanke, S. 57 f; zu den Eingriffen der EG in Zuständigkeitsbereiche der Länder, yJd. 
Hrbek, 'Rudolf: Die deutschen Länder in der EG-Politik, in: Außenpolitik 38 (1987), S. 120-
132; vgl. auch Schmidhuber, Peter: "Es wird leider immer deutlicher, daß bei den übrigen Mit-
Jdiedsstaaten der Europäischen Gemeinschaft, aber auch bei der Kommission das notwendige 
Verständnis für die Gegebenheiten in der Bundesrepublik Deutschland fehlt", in: BR 564. 
Sitzung v. 165.1986, S. 305D. 

9 Vitzthum, S. 48 sowie daselbst Anm. 140. 
10 Vgl. Nass, Klaus Otto: Staaten oder Regionen? Die Bundesländer in der Europäischen 

Gemeinschaft - Anmerkung zu einer nicht endenden Diskussion, in: Eine Ordnt•ngspolitik für 
Europa. Festschrift für Hans von der Groeben; hrsg. von Ernst Joachim Mestmäcker u.a. Ba-
den-Baden 1987, S. 285 - 302 (285). Die Bundesrepublik Deutschland bekommt durch Belgien 
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Das Problem läßt sich keineswegs mit dem Hinweis, der Bundesgesetz-
geber habe durch extensiven Gebrauch seiner Gesetzgebung den Spielraum 
der Landesgesetzgebung ohnehin stark beschnitten, 11 so daß sich die Zu-
ständigkeiten in der Regel nur noch auf Rand- und Restmaterien be-
schränkten, 12 aus der Welt schaffen. In der Leistungs-, Planungs- und För-
derungsverwaltung war es den Ländern vielmehr möglich, ihr Hausgut auf 
den Gebieten des Polizei-, des Sicherheits- und Ordnungsrechts, im Um-
weltschutz, im Kultur- und Ausbildungswesen, im Bereich der regionalen 
Wirtschaftsstruktur sowie im Rahmen der Verwaltung zum Teil zu erbalten 
oder sogar auszubauen.13 

Mit Art. 24 GG hat die Bundesregierung ein Instrument zu weitreichen-
der Integrationsverpflichtung in der Hand.14 Nach herrschender Lehre ist 
die Übertragungskompetenz nicht statisch auf den Zeitpunkt des Abschlus-
ses des völkerrechtlichen Vertrages bezogen, sondern erfaßt auch den spe-
zifischen Typus der in einer anderen Rechtsordnung angelegten 
Entwicklungsmöglichkeiten.15 Angesichts der verfassungsmäßig garantierten 
Bundesstaatlichkeit kann die Zustimmung jedoch offensichtlich davon aus-

"Konkurrenz" im föderalistischen Autbau, Vld. dazu Vanhulle, Patrick: Belgien auf dem Weg 
zum föderalen Staat, in: FA 44 (1989), S. 451- 464. 

11 Maunz, Theodor, Reinhard Zippelius: Deutsches Staatsrecht. Ein Studienbuch. 26. 
Aufl. München 1985, S. 110 f. 

12 Hesse, Konrad: Grundzüge des Verfassunglirechts der Bundesrepublik Deutschland. 
16. Aufl. Heidelberg 1988, Rdnr. 244, 252; lngo von Münch: Art. 70, in: Grundgesetz-Kom-
mentar, 3 Bände; hrsg von Ingo von Münch, Band 3. 2. Aufl. München 1983, S. 1 - 15; über die 
Auswirkungen der Aufgabenverflechtung zwischen und Ländern, VJd. auch Laufer, Heinz: Das 
föderative System der Bundesrepublik Deutschland. 5. Aufl. München 1985, S. 79 f. 

13 Reuter, Konrad: Föderalismus. Grundlagen und Wirkungen in der Bundesrepublik 
Deutschland. 2. Aufl. Heidelberg 1985, S. 36; zum Hausgut, vgl. BVerfGE 34, 2, 9 (19fT; über 
Föderalismus und Verfassungligerichtsbarkeit, vgl. Laufer, lfeinz: Föderalismus und Verfas-
sungligerichtsbarkeit, in: Von der freien Gemeinde zum föderalistischen Europa. Festschrift 
für Adolf Gasser zum 80. Geburtstag; hrsg. von Fried Esterbauer. Berlin 1983, S. 419 - 432 
(423). 

14 Zur Diskussion um die Änderung von Art. 24 GO, Weber, Albrecht: Die Bundesländer 
und die R,.eform der Gemeinschaftsverträge, in: DVBL 101 (1986), S. 800 - 806 (806), der sich 
für eine Anderung ausspricht; Vogel, Hans-Jochen: Zu einigen aktuellen verfassunglipOiiti-
schen Problemen im Bund-Länder-Verhältnis, in: Festschrift für Wolfgang Zeidler, 2 Bände; 
hrsg. von Walter Fürst u.a. Berlin 1987, S. 1059 - 1075 (1074 f); vgl. auch BR-Drs. 150/86 
(Beschluß). 

15 Vgl. Ress, Georg: Verfassungsrechtliche Auswirkungen der Fortentwicklung völker-
rechtlicher Verträge. Festschrift für Wolfgang Zeidler, Bd. 2, S. 1775 - 1797 (1776). Das 
Schrifttum zu Art. 24 GO ist umfangreich, vgl. Tomuschat, Christian: Art. 24, in: Kommentar 
zum Bonner Grundgesetz. Loseblattsammlung. Hamburg Stand 1981, Rdnr. 102; zur Diskus-
sion, ob das Übertra~ngligesetz ein verfassungsänderndes Gesetz im materiellen Sinn ist 
oder ob, wie teilweiSe bereits festgelegt, in Art. 24 _Abs. 1 GO "bereits eine vom 
Verfassungligeber gewollte antizipierende, sich erst im Ubertragungliakt konkretisierende 
Ermächtigung zur Verfassungsänderung gesehen• wird, Blanke, S. 55 f. 
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